
Eigenbetrieb Stadtentwässerung Sindelfingen 
Änderung der Abwassersatzung 

 
Aufgrund von §§ 4,11 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg i. d. F. vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. 698) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. S. 55), §§ 2, 26 und 42 
Kommunalabgabengesetz Baden-Württemberg (KAG) i. d. F. vom 
17.03.2005 (GBl. S. 206) zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GBl. S. 491), § 6 der Indirekteinleiterverordnung i. d. F. vom 19.04.1999 
(GBl. S. 181) zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.12.2013 (GBl. S. 
389, 441), §§ 1 ff der Eigenkontrollverordnung i. d. F. vom 20.02.2001 
(GBl. S. 309) zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.12.2013 (GBl. S. 
389, 444) und § 46 Abs. 4 Wassergesetz i. d. F. vom 03.12.2013 (GBl. S. 
389) hat der Gemeinderat am 11.12.2018 folgende 
 

S a t z u n g 
 
zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung vom 
28. Januar 1986, zuletzt geändert am 08.12.2015, beschlossen: 
 
Artikel 1: 
 
§ 40 Abs. 1 (Höhe der Abwassergebühr) wird geändert: 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr nach § 36 Abs. 1 und 2 beträgt bei 
Einleitungen je m³ Abwasser € 1,33; die Niederschlagswassergebühr 
nach § 36 Abs. 1 beträgt je m² versiegelte Fläche € 0,37 pro Jahr. 
 
Artikel 2: Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2019 in Kraft. 
 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung, oder auf Grund der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich und unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Stadt 
Sindelfingen, Rathausplatz 1, 71063 Sindelfingen geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit 
der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind. Abweichend hiervon kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist von 
jedermann geltend gemacht werden, wenn der Oberbürgermeister dem 
Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Beschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist schriftlich 
geltend gemacht hat. 
 
gez. Dr. Bernd Vöhringer 
Oberbürgermeister 


